
DAS WICHTIGSTE
Informationen aus dem Steuerrecht

In einem beim Niedersächsischen Finanzgericht (FG) anhängigen Musterver-
fahren geht es um die Frage, ob die Pauschalbewertung der privaten Nutzung 
eines betrieblichen Kfz (sog. 1-%-Regelung) insoweit verfassungsmäßig 
ist, als die Nutzungsentnahme nach dem Listenpreis bei der Erstzulassung 
– ohne Berücksichtigung etwaiger (üblicher) Rabatte – bemessen wird. 

Im Streitfall wurde dem Steuerpfl ichtigen ein vom Arbeitgeber geleastes Gebraucht-
fahrzeug auch für die Privatnutzung und für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits-
stätte zur Verfügung gestellt. Das FG hat eine Entscheidung im Verlauf des Jahres 2011 
vorgesehen. Das Verfahren ist unter dem Az. 9 K 394/10 anhängig.

Anmerkung: Betroffene Steuerpfl ichtige können unter Hinweis auf das anhängige 
Verfahren Einspruch einlegen und um Ruhen des Verfahrens bis zu einer Entscheidung 
durch den Bundesfi nanzhof ersuchen.

Arbeitnehmer können von ihrem Arbeitgeber zzt. pauschal nur 0,30 € je 
gefahrenen Kilometer für dienstliche Fahrten mit ihrem privaten Pkw steu-
erfrei erstattet bekommen. Angestellte im öffentlichen Dienst können bis 
zu 0,35 € steuerfrei erhalten, wenn sie mit ihrem privaten Pkw Dienstreisen 
unternehmen. Inwiefern diese „Ungleichbehandlung“ rechtens ist, war Ge-
genstand eines Verfahrens, das bis zum Bundesfi nanzhof (BFH) vordrang.

Der BFH kam in seinem Beschluss vom 15.3.2011 zu folgendem Ergebnis: Aufwendun-
gen, die durch eine Auswärtstätigkeit verursacht sind, gehören zu den erwerbsbezogen 
veranlassten Werbungskosten. Zu den danach abziehbaren Reisekosten gehören auch 
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Fahrtkosten, soweit nicht der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer diese Kosten steuerfrei 
ersetzt. Bei Fahrten mit dem eigenen Fahrzeug ist der durch die berufl ichen Fahrten 
veranlasste Anteil der gesamten Fahrzeugkosten abziehbar. Ohne Einzelnachweis der 
tatsächlichen Gesamtkosten können die pauschalen Kilometersätze angesetzt werden, 
die die Finanzverwaltung festgesetzt hat. Ist der Arbeitnehmer der Auffassung, dass 
der pauschale Kilometersatz nicht (mehr) realitätsgerecht ist, sind bei entsprechendem 
Nachweis die tatsächlichen Kosten in Abzug zu bringen. 

Anmerkung: Wegen der gleichheitswidrigen Begünstigung ist Beschwerde beim Bun-
desverfassungsgericht eingelegt worden (BVerG-Aktenzeichen: 2 BvR 1008/11).

Mit Urteil vom 29.3.2011 hat das Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz zu der 
Frage Stellung genommen, welche steuerlichen Folgen aus überhöhten Ent-
fernungsangaben (Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte) gezogen 
werden können.

Im Streitfall erzielte eine Steuerpfl ichtige Einkünfte aus nicht selbstständiger Arbeit. In 
der Einkommensteuererklärung (EStE) gab sie bei den Werbungskosten an, die einfache 
Entfernung, die sie mit ihrem eigenen Pkw in die Arbeit zurückgelegt habe, sei 28 km ge-
wesen. Bei der Bearbeitung der EStE fi el dem Finanzamt (FA) auf, dass die einfache Ent-
fernung nur 10 km beträgt. Das führte dazu, dass es entsprechend Steuern nachforderte.

Mit der dagegen angestrengten Klage monierte die Steuerpfl ichtige u. a., dass dem FA 
bei Erfüllung seiner Sachaufklärungspfl icht hätte auffallen müssen, dass die in der EStE 
enthaltenen Angaben zu Wohnung und Arbeitsstätte einerseits und der Entfernung an-
dererseits in einem offensichtlichen Widerspruch ständen. Die Ortskenntnis sei nicht 
zuletzt der Grund dafür, dass für die Besteuerung natürlicher Personen das FA örtlich 
zuständig sei, in dessen Bezirk der Steuerpfl ichtige seinen Wohnsitz habe.

Das FG geht in seiner Entscheidung vom Vorliegen einer Steuerhinterziehung aus, weil 
sich der Arbeitsplatz ab 1997 in einem der Wohnung näher gelegenen Ort befunden 
hat, die Steuerpfl ichtige aber gleichwohl die weitere Fahrtstrecke von 28 km angab. Sie 
muss es auch unter Zugrundelegung einer laienhaften Bewertung für möglich gehalten 
haben, dass sie mit den falschen Angaben einen höheren als den ihr zustehenden Wer-
bungskostenabzug erreicht.

Durch die Neuregelungen des Bürgerentlastungsgesetzes können ab 2010 
die Basis-Kranken- und Pfl egeversicherungsbeiträge eines Kindes bei den 
Eltern uneingeschränkt als Sonderausgaben abgezogen werden, wenn diese 
die Beiträge im Rahmen ihrer Unterhaltsverpfl ichtung getragen haben. 

Der Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e. V. (BDL) vertritt die Auffassung, dass 
die Eltern die Aufwendungen immer dann tragen, wenn sie ihrer Unterhaltsverpfl ich-
tung nachkommen. Demnach käme es nicht darauf an, ob die Eltern tatsächlich die Ver-
sicherungsbeiträge bezahlt haben. Es würde genügen, wenn die Unterhaltsverpfl ichtung 
z. B. durch Sachleistungen wie Unterkunft und Verpfl egung erfüllt wird. Die Beiträge 
könnten daher bei den Eltern als Sonderausgaben abgezogen werden, und zwar auch 
dann, wenn das Kind Versicherungsnehmer ist.

Es wären insbesondere Fälle betroffen, in denen das Kind z. B. in der studentischen 
Versicherung versichert ist und von den Eltern unterstützt wird oder in einer Berufs-
ausbildung ist (Abzug der Beiträge vom Arbeitslohn), auch wenn es unter 18 Jahre alt 
ist. Im Regelfall ist der Sonderausgabenabzug bei den Eltern steuerlich günstiger, da 
sich beim Kind aufgrund der Höhe der Einkünfte keine oder nur eine geringe steuerliche 
Auswirkung ergäbe.

Beendet das Kind während des Jahres seine Ausbildung und entfällt damit der Kinder-
geldanspruch bzw. Anspruch auf den Kinderfreibetrag bei den Eltern, muss im Einzelfall 
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im Rahmen einer Günstigerprüfung berechnet werden, ob die während der Ausbildung 
vom Arbeitslohn abgezogenen Kranken- und Pfl egeversicherungsbeiträge (siehe letzte 
Lohnabrechnung als Auszubildender) bei den Eltern oder beim Kind berücksichtigt wer-
den sollen.

Bitte beachten Sie: Die Oberfi nanzdirektion Münster hat in einer ersten Reaktion vom 
25.5.2011 die Auffassung des BDL infrage gestellt. Auf Bund-Länder-Ebene soll jetzt 
geklärt werden, inwieweit den Ausführungen des BDL gefolgt werden kann.

Mit Urteil vom 24.2.2011 hat der Bundesfi nanzhof (BFH) entschieden, dass 
die Kosten für einen Sprachkurs im Ausland i. d. R. nur anteilig als Wer-
bungskosten abgezogen werden können. Bei der Ermittlung der abziehba-
ren Kosten kommt es nicht auf den zeitlichen Anteil des Sprachunterrichts 
an der Dauer des Auslandsaufenthalts an.

Die mit einer berufl ichen Fortbildung verbundenen Reisekosten sind als Werbungskosten 
uneingeschränkt abziehbar, wenn die Reise ausschließlich oder nahezu ausschließlich 
der berufl ichen Sphäre zuzuordnen ist. Ist die Reise auch privat mitveranlasst, kann nach 
der neueren Rechtsprechung des BFH eine Aufteilung der Kosten und der Abzug des be-
rufl ich veranlassten Teils der Reisekosten in Betracht kommen. Die Aufteilung ist grund-
sätzlich nach dem Verhältnis der berufl ichen und privaten Zeitanteile vorzunehmen.

Der BFH hat nun entschieden, dass ein anderer als der zeitliche Aufteilungsmaßstab in 
Betracht zu ziehen ist, wenn die berufl ichen und privaten Veranlassungsbeiträge nicht 
zeitlich nacheinander, sondern gleichzeitig verwirklicht werden. Das ist bei einer sog. 
Sprachreise der Fall. Die Wahl eines Sprachkurses im Ausland ist im Übrigen regelmäßig 
privat mitveranlasst.

Anmerkung: Es erfolgte die Zurückweisung an das Finanzgericht zur Ermittlung des 
Aufteilungsmaßstabes. Gegebenenfalls könnte ein Abzug von 50 % erfolgen.

Die Finanzverwaltung stuft in einer Verfügung vom 5.4.2011 die Errichtung 
von Fotovoltaikanlagen als „Bauleistung“ und den Errichter – durch die Ein-
speisung von Energie ins Stromnetz – als „Unternehmer“ ein.

Erbringt jemand im Inland eine Bauleistung (Leistender) an einen Unternehmer, ist der 
Leistungsempfänger grundsätzlich verpfl ichtet, einen Steuerabzug in Höhe von 15 % 
für Rechnung des Leistenden vorzunehmen. Der Steuerabzug muss jedoch dann nicht 
vorgenommen werden, wenn der Leistende dem Leistungsempfänger eine gültige Frei-
stellungsbescheinigung vorlegt. 

Anmerkung: Ohne Vorlage einer „gültigen“ Bescheinigung sollte die Bauabzugssteuer 
einbehalten werden!

Kosten für die Erneuerung der Dacheindeckung können auch dann nicht 
steuermindernd als Betriebsausgaben bei dem Betrieb einer Fotovoltaik-
anlage abgezogen werden, wenn der alte Dachbelag asbesthaltig war und 
im Zuge der Installation einer sog. Auf-Dach-Fotovoltaikanlage gegen eine 
asbestfreie Ziegeleindeckung ausgetauscht wurde. Das hat das Hessische 

Finanzgericht (FG) mit Urteil vom 20.1.2011 entschieden.

Im Streitfall hatte der Steuerpfl ichtige auf einer Dachhälfte des selbst genutzten Zwei-
familienhauses eine sog. Auf-Dach-Fotovoltaikanlage sowie Spezialdachträgerziegel für 
die Befestigung der Anlage installiert. Kurz zuvor hatte er die komplette, asbesthaltige 
Dacheindeckung gegen einen Ziegelbelag ausgetauscht, wofür er in der Einkommen-
steuererklärung bei dem gewerblichen Betrieb der Fotovoltaikanlage 50 % der Auf-
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Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 
Soli.-Zuschlag (mtl.) 

11.7.2011

Sozialversicherungsbeiträge 27.7.2011

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

seit 1.1.2010 = 0,12 %  1.7.2009 – 31.12.2009 = 0,12 %, 1.1.2009 – 30.6.2009 = 1,62 %
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 
2005 = 100 

2011: April = 110,5; März = 110,3; Februar = 109,8; Januar = 109,2; 2010: Dezember 109,6; 
November = 108,5; Oktober = 108,4; September = 108,3; August = 108,4; Juli = 108,4
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Wirtschaft aktuell – Preisindizes

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderun-
gen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

wendungen als Betriebsausgaben geltend machte. Dies führte zu einem steuermindern-
den Verlust von 15.000 €. Das Finanzamt lehnte den Ansatz der Aufwendungen für die 
Dacherneuerung ab, weil das Dach nicht zum Betriebsvermögen der Fotovoltaikanlage 
gehört. Damit wurde lediglich ein Verlust von 8.000 € berücksichtigt.

Das FG kam in seiner rechtskräftigen Entscheidung zu dem Entschluss, dass die konkrete 
Funktion des Daches entscheidend ist. Das Dach dient der aufgesetzten Fotovoltaikanla-
ge, die grundsätzlich auch an Fassaden oder auf dem Boden angebracht werden könnte, 
aber lediglich als bloße Halterung und damit in vollkommen untergeordneter Funktion. 
Die Dachkonstruktion gehöre zum privaten Gebäude und nicht zur betrieblichen Foto-
voltaikanlage. Die aufgesetzte Fotovoltaikanlage ist durch die Installation auch kein 
wesentlicher Bestandteil des Gebäudes geworden und bildet mit diesem auch keine 
wirtschaftliche Einheit. 

Als sog. Betriebsvorrichtung ist die Fotovoltaikanlage als ein eigenständiges beweg-
liches Wirtschaftsgut ertragsteuerlich getrennt vom Gebäude zu behandeln. 

Auch wenn die Fotovoltaikanlage aus rechtlichen Gründen nicht auf eine asbesthaltige 
Dacheindeckung aufgesetzt werden darf, dient auch das neue Dach so gut wie aus-
schließlich dem privaten Zweck des Witterungsschutzes des Privatgebäudes. Die bloße 
räumliche Nähe des Daches zur Fotovoltaikanlage ist für die Zurechnung zu dem be-
trieblichen Bereich nicht ausreichend. 

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 17.2.2011 entschieden, dass 
der unberechtigte Ausweis von Umsatzsteuer in einer Rechnung auch dann 
zur Umsatzsteuerschuld des Rechnungsausstellers führen kann, wenn die 
Rechnung nicht alle gesetzlich vorgegebenen Angaben enthält.

In dem entschiedenen Fall hatte ein Steuerpfl ichtiger in Rechnungen, die zwar keinen 
Lieferzeitpunkt und keine fortlaufende Rechnungsnummer, aber alle sonstigen Rech-
nungsmerkmale, die das Umsatzsteuergesetz (UStG) fordert, aufwiesen, Umsatzsteuer 
gesondert ausgewiesen, obwohl er die in den Rechnungen bezeichneten Lieferungen 
nicht ausgeführt hatte. Der Rechnungsempfänger verwendete die Rechnungen zum Vor-
steuerabzug. Das Finanzamt hielt die Steuer für unberechtigt ausgewiesen und setzte 
in dieser Höhe Umsatzsteuer fest. Der Steuerpfl ichtige war der Auffassung, eine solche 
Rechnung berechtige nicht zum Vorsteuerabzug. Daher dürfe er nicht für die Umsatz-
steuer in Anspruch genommen werden. 

Der BFH stellte fest, dass Zweck der Regelung des UStG ist, Missbräuche durch Aus-
stellung von Rechnungen mit offenem Steuerausweis zu verhindern. Zur Gefährdung 
des Steueraufkommens genügt dabei ein Abrechnungsdokument, das die elementaren 
Merkmale einer Rechnung aufweist oder den Schein einer solchen erweckt und den 
Empfänger zum Vorsteuerabzug verleitet. Die Regelung im UStG kann ihren Zweck, 
Missbräuche zu vereiteln, nicht erfüllen, wenn sich Rechnungsaussteller durch Weglas-
sen auch nur eines erforderlichen Merkmals ihrer Inanspruchnahme entziehen könnten. 
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